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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Gesetzes über die Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von 

Kriegsgefangenen 

- Nr. 2866 der Drucksachen - 

mit den Besdilüssen des Ausschusses für Kriegsopfer- und Kriegsgefangenenfragen 

(26. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des 
Gesetzes über die Unterhaltsbeihilfe für An- 
gehörige von Kriegsgefangenen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Das Gesetz über die Unterhaltsbeihilfe für 
Angehörige von Kriegsgefangenen vom 
13. Juni 1950 (Bundesgesetzbl. S. 204) wird 
wie folgt ergänzt: 


Artikel 1 


1. Dem § 1 werden folgende weitere Absätze 
angefügt: 

(3) Das Gesetz findet Anwendung auf 


Beschlüsse des 2 6. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Gesetzes über die Un- 
terhaltsbeihilfe für Angehörige von Kriegs- 
gefangenen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

^ Das Gesetz über die Unterhaltshilfe für 
Angehörige von Kriegsgefangenen vom 
13. Juni 1950 (Bundesgesetzbl. S. 204) wird 
wie folgt geändert und ergänzt: 


1. a) In § 1 Absatz 1 wird das Wort „noch“ 
gestrichen, 

b) dem § 1 werden folgende weitere Ab- 
sätze angefügt: 

„(3) Das Gesetz findet Anwendung 
auf 

a) deutsche Staatsangehörige und 

deutsche Volkszugehörige, die 

ihren Wohnsitz oder ständigen 
Aufenthalt befugt im Bundes- 
gebiet oder im Lande Berlin haben. 


a) deutsche Staatsangehörige und deut- 
sche Volkszugehörige, die ihren 
Wöhnsitz oder ständigen Aufenthalt 
befugt im Bundesgebiet oder Berlin 
( W e s t ) haben, 

b) deutsche Staatsangehörige im Aus- 
land, die unmittelbar vor der Ver- 
legung ihres Wohnsitzes ins Ausland 
ihren Wohnsitz im Bundesgebiet oder 
Berlin (West) hatten und keine 
fremde Staatsangehörigkeit erworben 
haben. 


b) deutsche Staatsangehörige Im Aus- 
land, die unmittelbar vor der Ver- 
legung ihres Wohnsitzes ins Aus- 
land Ihren Wohnsitz im Bundes- 
gebiet oder im Lande Berlin hat- 
ten und keine fremde Staatsange- 
hörigkeit erworben haben, 
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Entwurf 


(4) In anderen als den im Absatz 3 
unter b bezeichneten, besonders be- 
gründeten Fällen kann der Bundesmini- 
ster für Vertriebene im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Arbeit, dem 
Bundesminister der Finanzen und dem 
Bundesminister des Auswärtigen Unter- 
haltsbeihilfe gewähren. 


2. Im § 3 wird als Absatz 2 eingefügt: 

(2) Sofern sich In einzelnen Fällen aus 
den Vorschriften des geltenden Rechtes 
für Kriegshinterbliebene besondere klär- 
ten ergeben, kann die Oberste Landes- 
behörde für Arbeit mit Zu- 
stimmung des Bundesministers für 
Vertriebene und des Bundesministers 
für Arbeit einen Ausgleich gewähren. 


3. Im§3wird der bisherige A b s a t z 2 
nunmehr Absatz 3 und der 
Absatz 3 wird Absatz 4. 


Beschlüsse des 2 6. Ausschusses 

c) die im Bundesgebiet oder im Lande 
Berlin befugt wohnenden Aus- 
länder und Staatenlosen, wenn bei 
den Kriegsgefangenen eine Fest- 
haltung im Sinne des § 2 Ab- 
satz 1 vorliegt. 

(4) In anderen als den Im Absatz 3 
bezeichneten, besonders begründeten 
Fällen kann der Bundesminister für 
Vertriebene im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Arbeit, dem 
Bundesminister der Finanzen und dem 
Bundesminister des Auswärtigen Un- 
terhaltsbeihilfe gewähren.“ 


2 . In § 2 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Den Kriegsgefangenen sind fer- 
ner Personen gleidigestellt, die in der 
sowjetisdien Besatzungszone oder im 
sowjetischen Sektor von Berlin fest- 
gehalten werden." 


3. a) Im § 3 wird als Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Sofern sich in einzelnen Fällen 
aus den Vorschriften des geltenden 
Redits für Kriegshinterbliebene be- 
sondere Härten ergeben, kann ein 
Ausgleich gewährt werden. Die zu- 
ständigen obersten Landesbehörden 
unterrichten in diesen Fällen vor der 
Entscheidung den Bundesminister für 
Vertriebene. Der Bundesminister für 
Vertriebene kann im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Arbeit 
Einzelweisungen an die obersten Lan- 
desbehörden erteilen.“ 

b) Im § 3 werden die bisherigen Absätze 
2 und 3 Absätze 3 und 4. 


4. Der Absatz 2 des § 4 wird gestrichen. 


5. Im § 5 wird als Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Die Unterhaltsbeihilfe soll auf die 
Dauer von sechs Monaten nach der 
Heimkehr belassen werden, sofern die 
Weitergewährung nicht sozial ungerecht- 
fertig erscheint.“ 
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Entwurf 

4. Nadi dem § 5 wird eingefügt: 

§ 5a 

Dieses Gesetz wird von den Verwal- 
tungsbehörden, die für die Kriegsopfer- 
versorgung zuständig sind, durchgefuhrt. 
Für das Verfahren einsdiließlich des 
Rechtsmittelverfahrens sind die für 
Kriegshinterbliebene gelten- 
den Vorschriften maßgebend. 


5. Nach dem § 6 wird eingefügt: 

§ 6a 

Das Gesetz gilt in Berlin 
(West), wenn das Land Ber- 
lin (West) eine gleichartige 
Regelung trifft und dieVer- 
pflichtungen übernimmt, die 
den Ländern der Bundes- 
republik nach diesem Ge- 
setz obliegen. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nadi der Ver- 
kündung in Kraft. 


Artikel 3 

Der Bundesminister für Vertriebene wird 
ermäditigt, den Wortlaut des Gesetzes über 
die Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von 
Kriegsgefangenen in der nach diesem Gesetz 
geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt be- 
kanntzumachen. 


Beschlüsse des 2 6. Ausschusses 

6. Nach dem § 5 wird eingefügt: 

,S 5 a 

Dieses Gesetz wird von den Verwal- 
tungsbehörden, die für die Kriegsopfer- 
versorgung zuständig sind, durchgeführt. 
Für dets Verfahren einschließlich des 
Rcchtsmittelverfahrens sind die für die 
Kriegsopferversorgung geltenden V or- 
schriften maßgebend, jedoch tritt an 
Stelle des Bundesministers für Arbeit 
der Bundesminister für Vertriebene.“ 

7. Nadi dem § 6 werden folgende §§ 6 a 
und 6 b eingefügt: 

4 6 a 

Dieses Gesetz und die auf Grund von 
§ 6 erlassenen und nodi zu erlassenden 
allgemeinen Verwaltungsvorschriften gel- 
ten auch im Lande Berlin, sobald es ge- 
mäß Artikel 87 Absatz 2 seiner Ver- 
fassung die Anwendung dieses Gesetzes 
beschlossen hat. 

5 6b 

Soweit bei Inkrafttreten des Gesetzes 
Personen Unterhaltsbeihilfe erhalten, die 
nach den Bestimmungen des § 1 Ab- 
satz 3 keinen Ansprudi mehr haben, 
können die Bezüge bis zum Voriiegen 
einer Entscheidung im Sinne des § 1 Ab- 
satz 4, längstens jedoch für drei Monate 
weitergewährt werden.“ 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der 
VTrkündung in Kraft, 

(2) Gleichzeitig tritt der § 26 b des Ge- 
setzes zur Ergänzung und Änderung des Ge- 
setzes über Hilfsmaßnahmen für Heimkehrer 
(Heimkehrergesetz) vom 30. Oktober 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 875) außer Kraft. 

Artikel 3 
unverändert 
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